
UN: Bis zu 200000 äthiopische
Flüchtlinge im Sudan
Genf - Die Vereinten Nationen (UN)
rechnen in den kommenden sechsMona-
ten mit bis zu 200 000 äthiopischen
Flüchtlingen im Sudan. Derzeit befänden
sich bereits gut 31 000Menschen auf der
Flucht, sagte der Vertreter des
UN-Flüchtlingshilfswerks UNHCR, Axel
Bisschop, am Freitag in Genf. „Die neue
Zahl, mit der wir planen, ist 200 000.“
DasUNHCR forderte zudemeinen sofor-
tigen vorübergehenden Waffenstillstand,
um Korridore für Hilfen zu ermöglichen.
Die Vereinten Nationen streben Hilfen in
Höhe von 200 Millionen Dollar an, um
unter anderemLebensmittel undMedika-
mente für die Flüchtlinge imSudanbereit-
zustellen. In den mittlerweile über zwei
Wochen anhaltenden Kämpfen zwischen
denRegierungstruppen und Streitkräften
derTPLF sindHunderte,wennnichtTau-
sende Menschen getötet worden. Zehn-
tausende sind auf der Flucht.  rtr

Verfassungsschutz: Viele
Rechtsextreme in Leipzig erwartet
Leipzig - Für dieDemonstration vonGeg-
nern der Corona-Politik an diesem Sams-
tag in Leipzig rechnet der sächsischeVer-
fassungsschutz mit einer Beteiligung von
Rechtsextremisten. Für die Kundgebung
unter dem Motto „Zeit es zu beenden!“
werde bundesweit auch in der rechtsex-
tremistischen Szene mobilisiert, teilte
dieBehörde amFreitagmit. AuchReichs-
bürger und und gewaltbereite Gruppie-
rungenwieHooligans könntennachLeip-
zig kommen. Insgesamt erwartet derVer-
fassungsschutz ein „heterogenes Protest-
geschehen“, wie es sich auch bei vorheri-
gen Veranstaltungen der „Querden-
ken“-Szene gezeigt habe. Nach Angaben
der Stadt Leipzig wurde die Demonstra-
tion aus dem Umfeld der „Querden-
ken“-Bewegung angemeldet; 500Teilneh-
mer seien angekündigt worden.  dpa

Verband kritisiert gestiegenes
Armutsrisiko in Deutschland
Berlin - Der ParitätischeWohlfahrtsver-
bandbefürchteteineVerschärfungvonAr-
mut und sozialer Ungleichheit durch die
Coronakrise und fordert eine Anhebung
der finanziellen Unterstützungsleistun-
gen für arme Menschen. In seinem „Ar-
mutsbericht 2020“ verweist der Verband
auf die gestiegene Armutsgefährdungs-
quote hierzulande von15,9Prozent.  dpa

Berlin - Gute Pflegefamilien sollten
Schutzräume sein. Dort erholen sichKin-
der von den traumatischen Zuständen ih-
rer Herkunftsfamilien, in denen Alkohol,
Misshandlungen, Missbrauch oder Ver-
nachlässigungAlltagwaren.DochPflege-
familien müssen stets mit Unsicherhei-
ten umgehen. Jederzeit können leibli-
chenEltern, etwa nach einemDrogenent-
zug, beantragen, dass dieKinder „zurück-
geführt“ werden. Läuft es danach wieder
schief – wie oft der Fall – muss eine neue
Pflegefamilie gesucht werden, der Platz
in der vorigen ist meist schon weg. Auf-
grund des „Befristungsdogmas“ fährt die
kindliche Psyche Achterbahn. Dauer-
hafte Sicherheit fehlt.
Diese Zustände sollte eine Gesetzesre-

formvon FranziskaGiffey Familienminis-
terium ändern, und Anordnungen zum
„Dauerverbleib“ klar regeln. In einemGe-
setzesentwurf vom 26. August 2020, ge-
prüft von Familienministerium, Justizmi-

nisteriumundExper-
ten, war dieses Ziel
völlig klar. Doch seit
dem 5. Oktober liegt
überraschend eine
weitere Neufassung
des Referentenent-
wurfs vor, von der
Fachleute entsetzt
sind.
Derzeit besagt das

Recht: Wenn Eltern
als Eltern versagen,

bleibt Jugendämtern als letztes Mittel die
Übergabe des Kindes in eine Pflegefami-
lie. 2018gab es91640 solcher Fälle.Ten-
denziell werden esmehr. HatHilfe nichts
gefruchtet, ist „Fremdunterbringung“ an-
gezeigt.
In der deutschen Gesetzgebung hält

sich jedoch der Mythos, biologische El-
tern seien „das Beste für ein Kind“. Des-
halb werden „Verbleibensanordnung“ oft
wieder aufgehoben, und es entstehen die
typischen Kinderkarrieren aus abgerisse-
nen Beziehungen – der Stoff, aus dem So-
zialdramen oder Krimis werden. Gegen
die verfehlte Praxis wenden sich juristi-
sche und psychologische Experten seit
Jahren.

Zu den prominenten Kritikern zählt
derPsychiater Jörg Fegert vonderUniver-
sitätsklinikUlm, ebenso derDeutsche Fa-
miliengerichtstag, das Dialogforum Pfle-
gekinderhilfe, die Pflegefamilienver-
bände und die Stiftung zum Wohle des
Pflegekindes. Von ihnen allen liegen jetzt
alarmierte Stellungnahmen vor zum
neuen Entwurf des „Gesetzes zur Stär-
kung von Kindern und Jugendlichen“.
Wesentliche Passagen wurden offen-

bar in letzter Minute abgeändert. Vor al-
lem der neue Wortlaut für Paragraph
1696 Absatz 3 schockiert die Fachleute.
DanachkanndieHerausnahmeeinesKin-
des auf Antrag der Eltern sogar dann auf-

gehoben werden, wenn „der Gefährdung
des Kindeswohls innerhalb eines imHin-
blick auf die Entwicklung des Kindes ver-
tretbaren Zeitraums auf andere Weise,
auch durch öffentliche Hilfen anlässlich
seinerRückführung zu denEltern, begeg-
net werden kann.“
Im Klartext: Kinder sollen auch dann

probeweise zu leiblichen Eltern zurück,
wenn die Situation dort potentiell gefähr-
dend ist, Hauptsache, die Familienhilfe
ist involviert. Rainer Becker, Vorstands-
vorsitzender der Deutschen Kinderhilfe
und Polizeidirektor a. D., erklärt: „Stun-
denweise Familienhilfen können rund
um die Uhr bestehende Risiken für Kin-

der nicht kompensieren.“ Jörg Fegert
mahnt, die medizinethische Formel „Vor
allem nicht schaden“ müsse auch für
staatliches Vorgehen gelten. Der Deut-
sche Familiengerichtstag (DFGT)mahnt,
der Entwurf dürfe „nicht Gesetz wer-
den“. „Für viele Pflegekinder wäre diese
ethisch nicht vertretbare Experimentier-
klausel katastrophal“, erklärt der Jurist
Ludwig Salgo von der Universität Frank-
furt, Experte bei der Kinderkommission
des Bundestages. Als treibendeKraft hin-
ter den Änderungen vermuten Fachleute
Stimmen aus der christdemokratischen
Fraktion, wo teils weiterhin das Eltern-
recht stärker gewichtet wird als das Kin-

deswohl. GiffeysMinisterium, das dieRe-
form begrüßt hatte, soll sich nun darauf
berufen, der umstritteneTeil desReferen-
tenentwurfs stamme aus der Feder des
Justizministeriums – es handle sich um
einen „politischen Kompromiss“.
Viele aktuelle Reformen im Kinder-

schutzwerden von der Fachwelt begrüßt.
So etwadie Fortbildungspflicht für Famili-
enrichter und die verbesserte Anhörung
von Minderjährigen am Familiengericht,
wo es oft gravierende Fehler gab. Doch in
der Pflegekindschaft, dem Bereich der
meist schwersten
Fälle, sind die Män-
gel eklatant, zumal
derGesetzgeber ver-
pflichtet ist, Schwe-
bezustände zu besei-
tigen, diedasKindes-
wohl gefährden.
Währenddas Sozi-

algesetzbuch vor-
sieht, dass Pflegekin-
der auch „auf
Dauer“ unterge-
bracht werden, fehlt im Bürgerlichen Ge-
setzbuch, das für Familiengerichte ver-
bindlich ist, eine Vorgabe, wonach Ge-
richte anordnenkönnen, dassKinderdau-
erhaft in Pflegefamilien bleiben.
Hier klafft eine rechtliche Lücke.

Längst nehmen Fachleute nicht mehr an,
„dass das Interesse der Eltern, mit ihrem
Kind wiedervereinigt zu sein, immer mit
dem Kindesinteresse identisch ist“, wie
der JuristWalter Pintens für das europäi-
scheund vergleichendeFamilienrecht er-
läutert.
Auf Anfrage des Tagesspiegels teilte

ein Sprecher des Familienministeriums
am Mittwoch mit, die Länder- und Ver-
bändeanhörung sei abgeschlossen, die
Kritik werde „zur Kenntnis genommen“.
Eine Kabinettsbefassung solle voraus-
sichtlich noch in diesem Jahr vorliegen.
Ob der Entwurf bereits ein Vorprü-

fungsverfahren im Kanzleramt durchlau-
fen hat, ist unklar. Das Gesetz solle, so
heißt es, „abhängig von Verlauf und Ter-
minierungdes parlamentarischenVerfah-
rens durch den Deutschen Bundestag“,
2021 in Kraft treten. Die Fachleute hof-
fen, dass ihre Einwände bei Ministerin
Giffey auf offene Ohren stoßen.
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Riskante Folgen. Kinder sollen auch dann probeweise zu leiblichen Eltern zurück, wenn die Situation dort potenziell gefährdend ist. Doch
Helfer sind nur ein paar Stunden pro Woche vor Ort.  Foto: Ute Grabowsky/Imago
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E FNACHRICHTEN

Von Caroline Fetscher

Nicht zumWohle der Kinder
Eine Gesetzesreform sollte Pflegefamilien mehr Sicherheit geben. Doch der aktuelle Entwurf entsetzt Fachleute
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